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Homepage 
Computerhardware und Software
Die Finanzverwaltung hat mit dem  
Schreiben des Bundesfinanzministeri-
ums vom 22.2.2022 (Aktenzeichen IV C 
3 - S 2190/21/10002 :025,BStBl 2022 
I S. 187) Steuerpflichtigen die Möglich-
keit geschaffen, Computerhardware und 
Software innerhalb eines Jahres bzw. im 
Anschaffungsjahr abzuschreiben. Diese 
Regelung gilt abweichend von der amt-
lichen AfA-Tabelle, in der für Computer-
hardware und Software unverändert eine 
Nutzungsdauer von drei Jahren festge-
schrieben ist.

Homepage 
Aufwendungen für eine Homepage fallen 
nach Auffassung der Finanzverwaltung 

nicht in den Anwendungsbereich des 
BMF-Schreibens für Computerhardware 
und Software. Es gilt daher die für die 
technische Nutzungsdauer von Soft-
ware allgemeine Frist von drei Jahren 
als maßgebliche Abschreibungsfrist (OFD 
Frankfurt/M. vom 22.03.2023 - S 2190 A 
- 031 - St 214). Bei der üblichen Beauf-
tragung eines fremden Dritten mit der Er-
stellung der Homepage erfolgt eine Ak-
tivierung der Anschaffungskosten und 
eine Abschreibung über drei Jahre. Aus-
nahmen gelten, wenn die Anschaffungs-
kosten (netto) € 800,00 nicht überstei-
gen. Dann gelten die Regelungen für ge-
ringwertige Wirtschaftsgüter. Bei einer 
Homepage handelt es sich insofern um 
ein immaterielles Wirtschaftsgut. 

Corona-Schlussabrechnungen 
Schlussabrechnungen
Unternehmer, die bestimmte Corona-Hil-
fen (siehe nebenstehend Pakete I und 
II) in Anspruch genommen haben, müs-
sen eine sogenannte Schlussabrech-
nung einreichen. In dieser Schlussab-
rechnung ist die tatsächlich zutreffende 
Geschäftsentwicklung während des För-
derzeitraumes darzulegen. Der in der 
Schlussabrechnung dokumentierte tat-
sächliche Umsatzrückgang wird im Rah-
men der Bearbeitung mit den prognos-
tizierten Angaben verglichen. Abhän-
gig vom Ergebnis des Abgleichs können 
sich für die Unternehmer Rückzahlungs-
verpflichtungen ergeben oder sie erhal-
ten eine Nachzahlung. Schlussabrech-
nungen müssen durch „prüfende Dritte“ 
eingereicht werden. 

Abgabefrist
Bisher galt für Schlussabrechnungen 
eine Abgabefrist bis 30.6.2023. Laut 
einer Mitteilung auf der Homepage www. 
ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de 
des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Klimaschutz und des Bundesminis-
teriums der Finanzen wurde die Abgabe-
frist jetzt bis 31.8.2023 verlängert. 

Fristverlängerungen 
Im Einzelfall kann eine Fristverlängerung 
bis zum 31.12.2023 beantragt werden. 
Der Antrag ist innerhalb der Schlussab-
rechnungsfrist – also bis 31.8.2023 – zu 
stellen. 

Pakete I und II
Je nach Art der in Anspruch genomme-
nen Corona-Hilfen ist das Paket I oder 
II der Schlussabrechnung einzureichen. 
Paket I ist maßgeblich für die Überbrü-
ckungshilfen I bis III sowie der Novem-
ber- und Dezemberhilfe. Paket II ist ein-
zureichen für Überbrückungshilfen III 
Plus und IV. 

FAQ
Für die häufigsten Fragen zur Schluss-
abrechnung, zu den Corona-Hilfen, zu 
den Neustarthilfen und Endabrechnun-
gen sowie zu den Beihilferegelungen 
haben die Ministerien auf der genann-
ten Homepage FAQ veröffentlicht. Auch 
eine Videoanleitung zur Einreichung der 
Schlussabrechnungen steht zur Ansicht 
bereit. 

Entgeltfortzahlung 
an Feiertagen  

Bundeseinheitliche Feiertage
Arbeitgeber sind nach § 2 Abs. 1 
Entgeltfortzahlungsgesetz/EFZG 
verpflichtet, ihren Beschäftigten 
das Arbeitsentgelt fortzuzah-
len, wenn infolge eines gesetz-
lichen Feiertages die Arbeit aus-
fällt. Fällt der Feiertag auf einen 
Sonntag, besteht keine Lohnfort-
zahlungspflicht nach § 2 Abs. 1 
EFZG, da der Arbeitnehmer oh-
nehin nicht gearbeitet hätte. Die 
Lohnfortzahlungspflicht umfasst 
gesetzliche Feiertage, die durch 
Bundes- oder Landesgesetze 
angeordnet sind und für diese 
im Grundsatz ein Arbeitsverbot 
besteht. 

Nicht bundeseinheitliche
Feiertage
Mariä Himmelfahrt (15. August) 
ist nur in Bayern und im Saarland 
ein gesetzlicher Feiertag. In sol-
chen Fällen stellt sich die Frage, 
ob Arbeitgeber, die ihren Fir-
mensitz außerhalb dieser Bun-
desländer haben, zur Lohnfort-
zahlung verpflichtet sind. Eine 
Lohnfortzahlungspflicht besteht 
dann, wenn der Beschäftigungs-
ort des Arbeitnehmers in dem 
jeweiligen Bundesland liegt, in 
dem Mariä Himmelfahrt ein ge-
setzlicher Feiertag ist. Maßgeb-
lich ist somit weder der Firmen-
standort des Arbeitgebers noch 
der Wohnsitz des Arbeitneh-
mers. Maßgeblich ist vielmehr 
der Beschäftigungsort. Der Ar-
beitnehmer muss in dem Bun-
desland tätig sein, in dem ein 
gesetzlicher Feiertag besteht. 
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Beschäftigung von Schülern und Studenten 
während der Ferienzeit 
Geringfügige Beschäftigung
Ferienjobs erfüllen im Regelfall die Voraussetzung für eine sozi-
alversicherungsfreie zeitlich geringfügige Beschäftigung. Denn 
Ferienjobs sind im Regelfall auf wenige Wochen befristet und 
überschreiten im Allgemeinen drei Monate oder insgesamt 70 
Arbeitstage nicht. Die Zeitgrenze von 3 Monaten und die Zeit-
grenze von 70 Arbeitstagen sind gleichwertige Alternativen 
zur Begründung einer kurzfristigen Beschäftigung. Abweichen-
de Zeitgrenzen in Abhängigkeit von der Anzahl der wöchent-
lichen Arbeitstage gibt es im Unterschied zu früheren Jahren 
nicht mehr (vgl. Richtlinien für die versicherungsrechtliche Be-
urteilung von geringfügigen Beschäftigungen vom 16.8.2022). 

Mehrere Beschäftigungen
Zur Berechnung der maßgeblichen Zeitgrenzen sind alle Be-
schäftigungen innerhalb eines Kalenderjahres zu berücksich-
tigen. Daher müssen alle seit Jahresbeginn zurückgelegten 
Schülerjobs in Form von kurzfristigen Beschäftigungen in die 
sozialversicherungsrechtliche Beurteilung einbezogen werden. 
Die berufsmäßige Ausübung eines Ferienjobs scheidet regel-
mäßig aus. Unter diesen Voraussetzungen besteht keine Bei-
tragspflicht zur Sozialversicherung. Für Schüler besteht jedoch 
Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung. 
Die Beiträge hierfür hat der Arbeitgeber aufzubringen.

Studenten
Studenten sind grundsätzlich sozialversicherungsfrei, wenn der 
Ferienjob in den Semesterferien ausgeübt wird und der Be-
schäftigte an einer Hochschule, Fachhochschule oder Akade-
mie immatrikuliert ist. In der gesetzlichen Unfallversicherung un-
terliegt ein Student immer der Versicherungspflicht. Studenten 
sind wie Aushilfen zu behandeln und deren Arbeitsentgelte sind 
im Jahreslohnnachweis der Berufsgenossenschaft zu melden. 

Mindestlohn, Lohnsteuer 
Für minderjährige Schüler gilt der Mindestlohn nicht. Eine 
Lohnsteuer müssen Ferienjobber im Regelfall nicht entrich-
ten. Der Ferienjobber überschreitet die steuerlichen Frei- und 
Pauschbeträge in der Steuerklasse I im Regelfall nicht. 

Schulentlassene
Abweichende Regelungen gelten hingegen für Schulentlasse-
ne. Jobbt ein Schulentlassener beispielsweise zwischen Abitur 
und Studium, ist stets eine berufsmäßige Beschäftigung anzu-
nehmen. Berufsmäßig wird eine Beschäftigung dann ausgeübt, 
„wenn sie für die in Betracht kommende Person nicht von un-
tergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung ist“ (vgl. Ziffer 2.3.3. 
Geringfügigkeitsrichtlinien). Bei Schulentlassenen finden daher 
im Regelfall die für Arbeitnehmer geltenden Regelungen in der 
gesetzlichen Sozialversicherung Anwendung. 

Deutschlandticket  
Deutschlandticket
Seit dem 1.5.2023 gilt das Deutschlandticket. Nutzer dieses 
Tickets können damit für € 49,00 pro Monat in Regionalzügen 
(öffentlicher Personennahverkehr) durch ganz Deutschland 
fahren (vgl. https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuel-
les/deutschlandticket-2134074). Nutzen Arbeitnehmer das 
Ticket auch für Fahrten zur Arbeitsstelle und zahlt der Arbeit-
geber dafür einen Zuschuss bzw. übernimmt er die Kosten, 
sind die Zuwendungen im Rahmen des § 3 Nr. 15 Einkommen-
steuergesetz/EStG lohnsteuerfrei. Voraussetzung ist, dass die 
Zuschüsse des Arbeitgebers zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn gezahlt werden. Die Steuerbefreiung bleibt 
außerdem auf die Höhe der tatsächlichen Aufwendungen des 
Arbeitnehmers beschränkt.

Keine Vereinfachungsregelung
Eine dem 9-€-Ticket aus 2022 entsprechende Vereinfa-
chungsregelung, nach dieser Zuschüsse der Arbeitgeber 

steuerfrei bleiben, wenn diese höher sind als die tatsächli-
chen Aufwendungen der Arbeitnehmer, in der Jahresbetrach-
tung jedoch die tatsächlichen Aufwendungen nicht überstei-
gen (BMF-Schreiben vom 30.5. 2022 BStBl 2022 I S 922), ist 
für das Deutschlandticket nicht vorgesehen. Arbeitgeber soll-
ten daher Zuschüsse an den Ticketpreis anpassen. Überschie-
ßende Beträge stellen einen lohnsteuerpflichtigen Bezug dar.

Minijobber
Bei Minijobbern ist das Deutschlandticket bei der Ermittlung 
des regelmäßigen Verdienstes nicht zu berücksichtigen. Das 
heißt, der Minijobber kann zu den € 520,00 im Monat das 
Deutschlandticket erhalten. An dem Minijob-Status ändert sich 
dadurch nichts. Das Ticket ist auch nicht bei der Berechnung 
der Sozialversicherungsbeiträge, der Umlage U1, U2 oder 
der Insolvenzgeldumlage zu berücksichtigen. Unberücksich-
tigt bleibt das Deutschlandticket auch bei Jahres- oder Ab-
meldungen.
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mäßig aus. Unter diesen Voraussetzungen besteht keine Bei-
tragspflicht zur Sozialversicherung. Für Schüler besteht jedoch 
Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung. 
Die Beiträge hierfür hat der Arbeitgeber aufzubringen.

Studenten
Studenten sind grundsätzlich sozialversicherungsfrei, wenn der 
Ferienjob in den Semesterferien ausgeübt wird und der Be-
schäftigte an einer Hochschule, Fachhochschule oder Akade-
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Zahlungstermine

August 2023

10. Umsatzsteuer mtl. für Juli bzw. Juni 
mit Dauerfristverlängerung bei  
Sondervorauszahlung 1/11 Abschlag
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
sowie Kirchenlohnsteuer für Juli

14. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchen-
lohnsteuer, Solidaritätszuschlag.
Dies gilt nicht bei Barzahlung und 
Zahlung per Scheck.

**15/ 
16.

Gewerbesteuer-Vorauszahlung, 
Grundsteuer

**18/ 
21.

Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Gewerbesteuer, Grundsteuer

25. Sozialversicherungsbeiträge August 
(Abgabe Beitragsnachweise)
Zusammenfassende Meldung

29. Sozialversicherungsbeiträge August 
(Fälligkeit der Beiträge)

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck  
gelten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.

Geldtransfers ins Ausland  
Meldepflichten an die Deutsche Bundesbank 
Wird ein Konto/Depot im Ausland unterhalten oder besteht an einer ausländischen Betriebs-
stätte oder an einem Unternehmen eine wesentliche Beteiligung oder wird eine Ferienwoh-
nung im Ausland unterhalten, müssen die Meldepflichten für Geldtransfers an die Deutsche 
Bundesbank beachtet werden.

Geldtransfers
Inländer müssen grundsätzlich alle Zahlungen melden, die sie von Ausländern oder für deren 
Rechnung von Inländern entgegennehmen oder an Ausländer oder für deren Rechnung an 
Inländer leisten (§ 67 Abs. 1 der Außenwirtschaftsverordnung/AWV). Ausgenommen sind Zah-
lungen bis zu € 12.500,00 oder Zahlungen, die in Verbindung mit einer Warenein- und - aus-
fuhr geleistet werden oder Zahlungen in Verbindung mit kurzfristigen Krediten mit Laufzeiten 
von nicht mehr als zwölf Monaten. 

Transfers auf eigene Auslandskonten
Keine Meldepflicht besteht allerdings für Überweisungen von einem eigenen Inlandskonto auf 
ein eigenes Auslandskonto. Das heißt, wenn ein Konto in Österreich oder der Schweiz oder 
einem anderen Drittland eröffnet und dieses von Deutschland aus mit Guthaben befüllt wird, 
müssen keine Meldungen erfolgen. Denn wirtschaftlich betrachtet fließt mit Transaktionen zwi-
schen eigenen Konten kein Geld ins Ausland. Eine Meldepflicht besteht allerdings dann, wenn 
vom Auslandskonto weitere Überweisungen auf Drittkonten im Ausland getätigt werden. 

Selbstständige Meldepflicht
Werden meldepflichtige Sachverhalte erfüllt, muss die Meldung selbstständig getätigt wer-
den. Eine Aufforderung durch die Deutsche Bundesbank oder die überweisenden Inlands-/
Auslandsbank erfolgt nicht. Zahlungen müssen bis zum 7. Kalendertag des Folgemonats ge-
meldet werden. Verstöße gegen die Meldepflichten können mit Bußgeld geahndet werden. 

Vergleichswertverfahren
Vergleichswertverfahren 
Finanzbehörden nutzen für die Ermittlung der für die Erbschaft- und Schenkungsteuer maß-
geblichen Grundbesitzwerte vorrangig das sogenannte Vergleichswertverfahren. Zugrun-
de gelegt werden hier Vergleichspreise bzw. Vergleichsfaktoren der Gutachterausschüsse. 

Anhängiges Revisionsverfahren 
Ob letztlich die von den Gutachterausschüssen ermittelten und den Finanzämtern mitgeteilten 
Vergleichspreise für die Beteiligten im Steuerrechtsverhältnis verbindlich und einer gerichtli-
chen Überprüfung regelmäßig nicht zugänglich sind, wird der Bundesfinanzhof in einem an-
hängigen Revisionsverfahren entscheiden (Aktenzeichen BFH II R 6/23, Vorinstanz: Nieder-
sächsisches FG, Urteil vom 1.12.2022, 1 K 90/19). Betroffene Steuerpflichtige sollten gegen 
Feststellungsbescheide, bei denen Grundbesitzwerte mittels Vergleichspreisen/Vergleichsfak-
toren festgestellt worden sind, unter Bezug auf das anhängige Verfahren Einspruch einlegen. 

Inflationsaus-
gleichsprämie 
Inflationsausgleichsprämie 
Arbeitgeber können ihren Mitarbeitern 
eine steuerfreie Inflationsausgleichsprä-
mie gemäß § 3 Nummer 11c Einkom-
mensteuergesetz/EStG zahlen. Steuer-
frei zugewendet werden können bis zu 
€ 3.000,00. Die Zuwendungen können 
noch bis 31.12.2024 gezahlt werden. 

Überstundenvergütung 
Das Bundesfinanzministerium/BMF hat un-
ter dem Link https://www.bundesfinanz-
ministerium.de/Content/DE/FAQ/2022-
12-07-FAQ-Inflationsausgleichspraemie.
html) Antworten zu den häufigsten Fragen 
rund um die Inflationsausgleichsprämie 
veröffentlicht. Unter Punkt 15 stellt das 
BMF klar, dass in den Fällen, in denen im 
Zeitpunkt der Vereinbarung oder der Zu-
sage der Sonderzahlung kein Anspruch 
des Arbeitnehmers auf eine Vergütung 
von Überstunden besteht und lediglich 
die Möglichkeit des Freizeitausgleichs 
besteht, eine Prämienzahlung steuerfrei 
möglich ist. 

** Verschiebung des Termins auf den 16.8. bzw. das Ende 
der Schonfrist auf 21.8. nach § 108 Abs. 3 AO in Bayern 
(nur in Gemeinden mit überwiegend katholischer Bevöl-
kerung) und im Saarland wegen Mariä Himmelfahrt
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